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K a p i t e l 1 

Einleitung 

Abschnitt  1 

Der Gegenstand der Untersuchung 

A. Enthaltung und Nichtbeteiligung als Phänomene 
staatlicher Wahlen und Abstimmungen 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es auf staatlicher Ebene eine Vielzahl 
von Organen, die nicht aus einer einzelnen, allein für Entschlüsse verantwortlichen 
Person bestehen, sondern sich aus mehreren gleichberechtigten, zu gemeinsamen 
Entscheidungen aufgerufenen  Mitgliedern zusammensetzen. Solche Organe sind 
etwa das Bundesvolk und die einzelnen Landesvölker, soweit sie bei Parlaments-
wahlen oder Plebisziten zu bestimmen haben, die Parlamente vom Bundestag über 
den Bundesrat bis hin zu den Volksvertretungen der Länder, die zahlreichen Aus-
schüsse im Bereich der Verwaltung sowie die Kammern und Senate der verschie-
denen Gerichte. Aufgrund ihrer Besetzung und Entscheidungsstruktur werden sie 
üblicherweise als Kollegialorgane bezeichnet und Einzelorganen wie dem Bundes-
präsidenten, dem Bundeskanzler, dem Regierungspräsidenten oder dem Bürger-
meister entgegengestellt1. Ihre Willensbildung vollzieht sich in Wahlen oder Ab-
stimmungen, je nachdem ob eine Personal- oder eine Sachfrage zur Entscheidung 
ansteht. Im Rahmen von Wahlen können die Mitglieder des Kollegiums regelmä-
ßig der Wahl des einen oder anderen Kandidaten zustimmen. Bei Abstimmungen 
haben die Mitglieder typischerweise Gelegenheit, Vorlagen zuzustimmen oder sie 
abzulehnen. Unter Umständen können die Stimmberechtigten aber auch nicht an 
der Abstimmung teilnehmen oder sich der Stimme enthalten. 

1 Zum Kollegialbegriff  und seiner Abgrenzung zum Begriff  des Einzelorgans vgl. P. Dag-
toglou,  Kollegialorgane und Kollegialakte der Verwaltung, S. 31 ff.;  R. Herzog , Allgemeine 
Staatslehre, S. 193 f.; H. Kelsen , Allgemeine Staatslehre, S. 282 f.; H. Krüger,  Allgemeine 
Staatslehre, S. 119 f.; G. Püttner,  Verwaltungslehre, S. 149 ff.;  H. J. Wolff/O.  Bachof,  Ver-
waltungsrecht II, § 75 I I f.; aus neuester Zeit auch T.  Groß,  Das Kollegialprinzip in der Ver-
waltungsorganisation, S. 45 ff.,  der freilich Massenorgane wie das Bundesvolk und die Lan-
desvölker bei Wahlen und Abstimmungen vom Kollegialbegriff ausnehmen will (vgl. S. 48). 

2* 



20 1. Kap.: Einleitung 

Eine Nichtbeteiligung an der Abstimmung liegt in der Regel vor, wenn der 
Stimmberechtigte nicht am Abstimmungsort erscheint. Stimmenthaltung ist im all-
gemeinen gegeben, wenn der Stimmberechtigte sich zwar zur Abstimmung einfin-
det, jedoch weder eine zustimmende noch eine ablehnende Stimme abgibt. Sprach-
lich erscheint es zwar keineswegs ausgeschlossen, auch das Fernbleiben vom Sit-
zungssaal bzw. Stimmlokal als Enthaltung zu bezeichnen, ebenso wie es umge-
kehrt möglich ist, das Verhalten des anwesenden, aber weder mit Zustimmung 
noch mit Ablehnung stimmenden Mitglieds als Nichtbeteiligung aufzufassen,  wes-
halb im nichtjuristischen Sprachgebrauch die Begriffe  Enthaltung und Nichtbeteili-
gung häufig synonym verwandt werden. In der Rechtssprache bürgert es sich je-
doch zusehends ein, zwischen Nichtbeteiligung und Enthaltung zu differenzieren 2. 
Entscheidend für die Abgrenzung ist danach das Vorliegen einer Willensbekun-
dung3. Derjenige, der sich am Abstimmungsort einfindet, um weder mit Zustim-
mung noch mit Ablehnung zu stimmen, bekundet seinen Willen entweder aus-
drücklich, indem er mit Enthaltung stimmt bzw. einen leeren Stimmzettel abgibt, 
oder er macht konkludent seinen entsprechenden Willen deutlich, indem er bei der 
Abstimmung schweigt4. Daher enthält sich der Stimme, beteiligt sich aber an der 
Abstimmung, wer trotz Anwesenheit weder ein positives noch ein negatives Votum 
abgibt5. Das gilt auch für Stimmberechtigte, deren leerer Stimmzettel als ungültig 
gewertet wird. Auf die Gültigkeit der Stimme kommt es nicht an. Ebenso liegt eine 
Stimmenthaltung vor, wenn das Mitglied eines Kollegiums auf ausdrückliche 
Nachfrage hin nicht antwortet oder bei schriftlicher  Abstimmung keinen Stimm-
zettel abgibt6. Denn durch seine Anwesenheit erklärt das Mitglied seinen Willen, 
an der Abstimmung teilzunehmen. Erscheint der Stimmberechtigte hingegen nicht 
am Abstimmungsort, fehlt es an einer solchen Willenserklärung. Deshalb ist das 
Fernbleiben von der Abstimmung keine Enthaltung, sondern eine Nichtbeteili-
gung. Wird ausnahmsweise nicht in einem Sitzungssaal bzw. Stimmlokal abge-
stimmt und die Abstimmung per Brief  oder in einem anderen schriftlichen Verfah-
ren abgewickelt, so beteiligt sich derjenige nicht an der Abstimmung, der auf die 
Aufforderung  zur Stimmabgabe nicht durch eine schriftliche Erklärung reagiert. 
Enthaltung ist im Rahmen eines solchen Verfahrens  gegeben, wenn der Stimmbe-
rechtigte sich zwar schriftlich äußert, aber weder mit Zustimmung noch mit Ableh-
nung votiert7. 

2 Vgl. BVerfGE 91, 148 (169 ff.);  C. Lambrecht,  Die Stimmenthaltung bei Abstimmungen, 
S. 117; H. Troßmann,  Parlamentsrecht des Deutschen Bundestages, GOBT, § 54 Rn. 9. 

3 Grundlegend BVerfGE 91, 148 (169). 
4 Vgl. BVerfGE 91, 148 (170). 
5 Vgl. BVerwG, BayVBl. 1984, S. 760; BGHZ 106, 179 (181); C. Lambrecht,  a. a. O., 

S. 117. Siehe auch die ausdrückliche Definition der Enthaltung in § 61 II 3 GOLT Schl.-H.: 
Wer anwesend ist, ohne mit Ja oder Nein zu stimmen, enthält sich der Stimme. 

6 Anders H. Troßmann,  a. a. O., § 54 Rn. 9; nach C. Lambrecht,  a. a. O., S. 115, soll es sich 
um einen Fall der Abstimmungsverweigerung handeln. 

7 Vgl. auch BVerfGE 91, 148 (169 ff.). 
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Ungeachtet der Notwendigkeit ihrer Unterscheidung haben Nichtbeteiligung 
und Enthaltung miteinander gemein, dass der Stimmberechtigte weder mit Zustim-
mung noch mit Ablehnung votiert und damit gleichsam an der Abstimmungsfrage 
vorbei geht. Die bei Wahlen bzw. Abstimmungen an die Mitglieder des Kollegiums 
gerichtete Frage lautet, ob dieser oder dieser gewählt werden bzw. ob ein bestimm-
ter Sachantrag beschlossen oder abgelehnt werden soll. Der Stimmberechtigte be-
antwortet diese Frage nicht, sondern verhält sich unentschieden zu ihr. Sowohl im 
Fall der Enthaltung als auch dem der Nichtbeteiligung mag er zwar eine bestimmte 
Meinung über den Abstimmungsgegenstand haben, doch äußert er seine Auffas-
sung nicht. Enthaltung und Nichtbeteiligung zeichnen sich somit durch eine neut-
rale Haltung aus, die sie neben Zustimmung und Ablehnung als dritte Variante des 
Verhaltens von Mitgliedern von Kollegialorganen bei Wahlen und Abstimmungen 
erscheinen lässt. 

Die vorliegende Untersuchung ist dieser Form des Verhaltens von Stimmberech-
tigten in staatlichen Kollegialorganen in der Bundesrepublik gewidmet. Enthaltun-
gen und Nichtbeteiligungen sind selbstverständlich keine auf staatliche Wahlen 
und Abstimmungen in Deutschland beschränkte Phänomene, sondern kommen in 
allen Bereichen des kollektiven Zusammenwirkens von Menschen vor. Ihre Pro-
blematik beschäftigt daher auch andere Rechtsordnungen und andere Rechtsgebie-
te als das öffentliche  Recht wie etwa das Völker- und Europarecht8, das Privat-
recht9 oder das Kirchenrecht10. Desgleichen handelt es sich bei Enthaltungen und 
Nichtbeteiligungen nicht um Erscheinungen, die erst in neuerer Zeit die Aufmerk-
samkeit des Rechts auf sich gezogen hätten11. Die hier vorgelegte Arbeit ver-

8 Allgemein zur Bedeutung von Enthaltungen und Nichtbeteiligungen in internationalen 
Organen vgl. W.  Wengler,  Völkerrecht, Band II, S. 1204 f.; zu ihrer umstrittenen Behandlung 
im Sicherheitsrat der Vereinten Nationen siehe B. SimmalS.  Brunner,  in: B. Simma, Charta 
der Vereinten Nationen, Art. 27 Rn. 46 ff.,  und P. Tavernier,  in: J.-P. Cot/A. Pellet, La Charte 
des Nations Unies, S. 501 ff.;  zum Rat der EU vgl. J. C. Wichard,  in: C. Calliess/M. Ruffert, 
EUV / EGV, Art. 205 Rn. 2 f., 7 und 10. 

9 Uber Enthaltungen und Nichtbeteiligungen in Kollegialorganen des Privatrechts siehe J. 
Baltzer,  Der Beschluß als rechtstechnisches Mittel organschaftlicher  Funktion im Privatrecht, 
S. 79 ff.,  137 ff.  und 164 ff.;  speziell zu Enthaltungen im Verein bürgerlichen Rechts und in 
der Wohnungseigentümerversammlung vgl. BGHZ 83, 35 ff.,  und 106, 179 ff. 

1 0 Umfassende Darstellung der Rechtslage im katholischen Kirchenrecht bei H. Pree,  in: 
Münsterischer Kommentar, CIC, Can. 119 Anm. 3 ff.;  hinsichtlich des früheren  Rechtszu-
standes vgl. W.  Aymans,  Kollegium und kollegialer Akt im kanonischen Recht, S. 129 ff.;  zu 
einer besonderen Stimmenthaltungsregel im Recht der evangelisch-lutherischen Kirche in 
Bayern siehe H. Heilmann,  BayVBl. 1984, S. 196 (198). 

11 Zu Enthaltungen im römischen Strafprozess siehe T.  Mommsen, Römisches Strafrecht, 
S. 423 und 445 f.; bezüglich des griechischen Prozessrechtes vgl. E. S. Staveley,  Greek and 
Roman Voting and Elections, S. 99; zum germanischen Gerichtsverfahren  vgl. H. Mitteis, 
Die deutsche Königswahl, S. 59. Über Aufkommen und Rechtsfolgen von Stimmenthaltun-
gen in den Gremien der oberitalienischen Stadtrepubliken vgl. E. Besta,  II Senato Veneziano, 
S. 239 ff.,  und A. Pertile,  Storia del Diritto Italiano, Volume II, Parte I, S. 133. Zur Bewertung 
von Enthaltungen im deutschen Reichstag des 16. Jahrhunderts vgl. K.  Rauch (Hg.), Traktat 
über den Reichstag im 16. Jahrhundert, S. 63, und zu ihrer Institutionalisierung als sog. Voti-


